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Vereinte
Dienstleistungsgewerkschaft
Landesbezirk Nordrhein-Westfalen

Landesregierung erzählt Märchen
Kostensteigerung statt Einsparungen

"In die Welt der Märchen" gehört nach Auffassung der
Gewerkschaft ver.di die Behauptung der Landesregie-
rung, im Zusammenhang mit der Schließung von elf
zentralen Versorgungsämtern in NRW gäbe es Kosten-
ersparnisse für das Land.

"Offenbar hat die CDU/FDP-Koalition bei der Exper-
tenanhörung im Landtag die Ohren auf Durchzug ge-
stellt", sagte der ver.di-Landesfachbereichsleiter Bund
und Länder, Gregor Falkenhain. Ansonsten hätte sie
registriert, dass alle Experten einhellig vor erheblichen
Kostensteigerungen durch die Verlagerung der Auf-
gaben und des Personals auf 54 kreisfreie Städte
gewarnt haben. Bereits in einem von der vorherigen
Landesregierung in Auftrag gegebenen Gutachten war
von zusätzlichen Kosten in dreistelliger Millionenhöhe
die Rede.

"Allein der vorgesehene Aufbau neuer Technik und die
Installation der entsprechenden Software wird erheb-
liche Kosten verursachen, die nicht wieder einzusparen
sind", erklärte Falken-hain. Die gleichzeitige Verteilung
des Fachpersonals auf 54 neue Standorte führe zu
einer Situation, in der nicht überall gewährleistet sei,
dass die Versorgungsanträge zeit- und sachgerecht
erledigt werden können. Hinzu käme die Gefährdung
durch uneinheitliche Rechtsanwendung und Rechts-
sicherheit.

"Konsequenz wird ein Anstieg der Beschwerden und
gerichtlichen Auseinandersetzungen sein, bei denen
wir Verfahrenskosten in mehrfacher Millionenhöhe
erwarten", sagte der Gewerkschafter. "Den schwerwie-
genden Fehler, die gut funktionierenden Versorgungs-
ämter in NRW zu zerschlagen und deren Aufgaben auf
die Kommunen zu verlagern, bleibt ein politischer
Fehler auf Kosten von 2,3 Millionen Menschen mit
Behinderungen 
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Gericht zwingt NRW-Arbeitsminister
Laumann, Mitbestimmung einzuhalten
Versorgungsämter: "Chaos perfekt" 

Nach der Einstweiligen Verfügung des
Verwaltungsgerichts Düsseldorf, durch die
das nordrhein-westfälische Arbeitsminis-
terium verpflichtet wird, bei der geplanten
Auflösung der elf Versorgungsämter "das
Mitbestimmungsverfahren einzuleiten", ist
nach Auffassung der Gewerkschaft ver.di
"das Chaos perfekt". Die Übertragung der
Aufgaben des Versorgungsamtes an die
Kommunen zum 1. Januar 2008 ist zeitlich
nun kaum noch möglich. Das ist die Quittung
für die dreiste Aushebelung des letzten Res-
tes an Mitbestimmung durch die Landes-
regierung in Nordrhein-Westfalen.

Ausgerechnet der Arbeitsminister und
Bundesvorsitzende der Christlich Demokra-
tischen Arbeitnehmerschaft (CDA) muss
vom Gericht gezwungen werden, die demo-
kratisch gewählte Interessenvertretung der
2.500 Beschäftigten an den Rationalisie-
rungsplänen zu beteiligen. Wir erwarten
nun, dass die Landesregierung die bereits
angelaufene Auflösung der Versorgungs-
ämter stoppt und zunächst mit den Perso-
nalräten über die Sozialverträglichkeit und
Zumutbarkeit der teilweise gravierenden
Änderungen der Arbeitsbedingungen und
Arbeitsorte verhandelt. Dies müsse auch im
Interesse der 2,3 Millionen Menschen mit
Behinderung in Nordrhein-Westfalen zügig
geschehen. Die 700.000 vorliegenden Anlie-
gen von Antragstellern werden sich nicht
von selbst erledigen. 

Das Verwaltungsgericht  Düsseldorf hatte
am  16.11.2007 (AZ 34L1750/07.PVL) be-
schlossen, dass die Auflösung der Versor-
gungsämter zur Überführung an die Kom-
munen eine sozialplanpflichtige Rationali-
sierungsmaßnahme ist und damit der Mit-
bestimmung gemäß § 72 Abs. 2 Nr. 5 Lan-
despersonalvertretungsgesetz (LPVG) unter-
liegt. "Ohne vorläufigen Rechtsschutz droht
der Vollzug unter Ausklammerung der Mitbe-
stimmung", heißt es in der Begründung des
Gerichts.
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Beschäftigte vom Land verdrängt und den Kommunen notgedrungen aufgenommen.

Zu dem Thema „Beschäftigung nachhaltig
sichern!” hatte die Deutsche Vereinigung für
Rehabilitation (DVfR) zur Fachtagung nach
Bremen eingeladen.
„Strukturen und Prozesse für erfolgreiche
betriebliche Prävention“ bildeten die Schwer-
punktthemen.

Gesunde Beschäftigte sind die Vorraussetzung für
wirtschaftlich erfolgreiche Unternehmen. Gesundheit-
liche Beeinträchtigungen der Mitarbeiter, oft einher-
gehend mit besonderen Belastungen am Arbeitsplatz
und dem Älterwerden, müssen jedoch nicht zwangs-
läufig zum beruflichen Aus führen. Länger gesünder
zu arbeiten ist angesichts der demographischen und
wirtschaftlichen Entwicklung in unserem Land eine
Aufgabe, die das Zusammenwirken aller Verantwort-
lichen herausfordert – Unternehmen, Arbeitnehmer-
vertreter, Schwerbehindertenvertreter, Sozialpartner,
Sozialversicherungen und Anbieter von Gesundheits-
dienstleistungen, sowie die Mitarbeiter in den Betrie-
ben.

Arbeitgeber sind seit Mai 2004 verpflichtet, ein
betriebliches Eingliederungsmanagement (BEM) ein-
zuführen (§ 84 Abs.2, Sozialgesetzbuch IX). 
Inzwischen zeigen die Erfahrungen aus einigen
Unternehmen, dass zielgerichtete und koordinierte
Maßnahmen der betrieblichen Prävention und Einglie-
derung die Beschäftigungsfähigkeit bei gesundheitli-
chen Problemen erhalten können. Solche Programme
sichern den Arbeitsplatz und die Beschäftigungs-
fähigkeit, fördern die Motivation der Beschäftigten,
tragen zum Unternehmenserfolg bei und entlasten
gleichzeitig die Sozialversicherungen. Diese Erfahrun-
gen wurden im Rahmen der Fachtagung vorgestellt
und ausgetauscht.

Referenten waren neben dem Parlamentarischen
Staatssekretär Franz Thönnes, MdB Bundesministe-
rium für Arbeit und Soziales auch Prof. Johani
Illmarinen, aus Helsinki der zu dem Thema „Wert der
Arbeit als internationaler Wettbewerbsfaktor“ aus der
Sicht Finnlands referierte. Mit der Erkenntnis, dass es
zukünftig darauf ankommt, ein neues Bewusstsein
und eine positive Einstellung zum Thema Alter und
Altern zu bekommen.

Aus dem betrieblichen Alltag referierten neben Dr.
Annette Gäßler, Airbus Deutschland und Helmfried
Hauch als Vorsitzender des Vereins der zertifizierten
Disability Manager Deutschland (VdiMA) auch Martin
Bsdurek als Schwerbehindertenvertreter der Stadt
Bochum.

Die Fachtagung ist teil der Initiative „Jobs ohne
Barrieren“ der Bundesregierung, die sich an Großun-
ternehmen sowie Klein- und Mittelbetriebe richtet,
um den Austausch zu den Themen betriebliche Prä-
vention sowie Beschäftigung und Ausbildung für Men-
schen mit Behinderung zu fördern. 

Return2work -  Gesellschaft für Gesundheitsmanage-
ment mbH aus Duisburg, vertreten durch Volker Alt-
hoff und Sandra Tinnefeld, die zusammen mit der
Chemion Logistik GmbH bereits in der ersten „JoB-
Kampagnenphase„ ein „Best-
Practice“ Modellprojekt zum
BEM durchgeführt hatten, war
zusammen mit Arbeit und Leben
DGB/VHS NW e.V., vertreten
durch Gerda Krug, als einer der
größten Anbieter im Bereich der
Schulung von Schwerbehindertenvertretern an der
INFOBÖRSE beteiligt und warben auch gleichzeitig für
die Mitgliedschaft in unserer Arbeitsgemeinschaft. 

Mit rund 400 Teilnehmern war die Veranstaltung sehr
gut besucht und es ergab sich die Möglichkeit mit
Experten und Praktikern aus unterschiedlichen
Unternehmen, Institutionen und Verbänden ins
Gespräch zu kommen.

Die nächste Veranstaltung zum Thema „betriebliche
Prävention“ innerhalb der „JoB-Kampagne“ wird das
4. Internationale Forum  zum Disability Management
(IFDM) unter dem Motto „Gemeinsam Grenzen über-
winden“ vom 22. – 24. September 2008 in Berlin
sein.
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